










Anhang

Kooperationsvereinbarung

zur Förderung der beruflichen Teilhabe
junger Menschen mit wesentlichen Behinderungen beim

Übergang von der Schule in den allgemeinen Arbeitsmarkt
(BVE/KoBV) vom Dezember 2010

Kurzbeschreibungen zu:

1. BVE und KoBV

2. Netzwerk- und Berufswegekonferenz

3. Kompetenzanalyse und Teilhabeplan

4. Aufgaben des IFD in BVE/KoBV

5. Aufgaben der Bildungsträger und der Jobcoaches in KoBV

Weitere Materialien zur Förderung der Zielgruppe:

 Eckpunkte des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport zu BVE/KoBV

 Schulversuchsbestimmung des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport
zu BVE/KoBV nach §

 Bisherige Leistungsbeschreibung für das berufliche Training (Jobcoaching)
in KoBV
(diese Leistungsbeschreibung wird in Kürze durch entsprechende Verdin-
gungsunterlagen der BA ersetzt)

 Konzeption zur Aktion 1000plus

 Ergebnisse der Nachhaltigkeitsuntersuchung zur Aktion 1000; Stand:
12/2009

 Gemeinsame Grundlagen zur Förderung von Übergängen

 Rahmenvereinbarung zur Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung
zwischen KM und RD vom 05.08.2010

 Bildungs- und Lehrpläne

Diese Unterlagen finden Sie auch unter: www.kvjs.de
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1. BVE und KoBV

BVE und KoBV sollen konzeptionell und organisatorisch unmittelbar miteinan-

der verknüpft werden. Sie bilden ein zweistufiges, aufeinander aufbauendes

und eng miteinander verzahntes Angebot zur schulischen und beruflichen Bil-

dung, Vorbereitung, Qualifizierung und Vermittlung auf eine individuell geeig-

nete Tätigkeit am allgemeinen Arbeitsmarkt.

Erläuterungen zur „Berufsvorbereitende Einrichtung“ (BVE):

 Die BVE hat sich aus der Berufsschulstufe der Schule für Geistigbehinderte her-

aus entwickelt.

 In der BVE werden in der schulischen Vorbereitungsphase wesentliche Teile der

beruflichen Orientierung und Erprobung unter Nutzung von Praktika am all-

gemeinen Arbeitsmarkt realisiert. Dabei orientiert sich das schulische Angebot an

betrieblichen Anforderungen generell und unterstützt den Schüler/die Schülerin

im jeweiligen Praktikum individuell und gezielt. Aus den daraus gewonnenen Er-

kenntnissen wird die nächste Entwicklungsphase abgeleitet.

 Neben den Lehrkräften der Schule besteht das Unterstützungsteam aus den

Eltern, der Berufsberatung und dem IFD. Mit der Einführung der Berufswege-

konferenzen wird die gemeinsame Verantwortung, für Planung, Umsetzung, Un-

terstützung und Steuerung aller Beteiligten erkennbar.

 Die BVE ist keine isolierte Einrichtung, sondern ein gemeinsames Angebot der

Schulen für Geistigbehinderte, Förderschulen, Sonderschulen mit entspre-

chendem Bildungsgang einer Region und Beruflichen Schulen.. Deren Ab-

solventen und Absolventinnen haben mit der Schulentlassung ihre Berufsschul-

pflicht erfüllt. Durch ihren ganzheitlichen Ansatz werden auch die Verselbständi-

gung in den Bereichen Wohnen, Öffentlichkeit, Freizeit und Partnerschaft geför-

dert.

Ihre Teilnehmer und Teilnehmerinnen (Zielgruppe) kommen aus den Hauptstufen

der regionalen Schulen für Geistigbehinderte bzw. Sonderschulen mit entsprechen-

dem Bildungsgang. Es sind aber auch Absolventen der Förderschulen (lernbehinder-

te Menschen) in der BVE, die nicht in der Lage waren, das allgemeine schulische

Bildungsziel zu erreichen und die aufgrund ihrer intellektuellen Schwäche auch unter

Ausnutzung besonderer Berufsbildungsmaßnahmen für behinderte Menschen, kei-

nen qualifizierenden beruflichen Abschuss im Sinne des Berufsbildungsgesetzes er-

reichen können. Diese sind nach § 72 SGB IX allein aus diesem Grund bereits als

besonders betroffene schwerbehinderte Menschen einzustufen. Ohne intensive Un-

terstützung bei der beruflichen Vorbereitung und Platzierung droht ihnen eine we-

sentliche Behinderung. Sie besuchen die BVE anstatt eines Berufsvorberei-

tungsjahres. Die gleichen inhaltlichen Festlegungen gelten uneingeschränkt auch
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für Schülerinnen und Schüler und mit sonderpädagogischem Förderbedarf die be-

reits integrativ/inklusiv an einer allgemeinen Schule beschult wurden.

Erläuterungen zu „Kooperative Berufliche Bildung und Vorbereitung auf den

allgemeinen Arbeitsmarkt“ (KoBV)

 KoBV ist ein neues, auf die besondere Bedürfnisse von wesentlich behinderten

Menschen mit erheblichen intellektuellen Einschränkungen ausgerichtetes

Komplexangebot, bei dem erstmals bisher getrennte und nacheinander ablau-

fende Angebote der berufsschulischen und beruflichen Bildung und Unterstützung

gebündelt, verzahnt und wie aus einer Hand gemeinsam erbracht werden.

 Förderrechtlich handelt es sich bei KoBV um eine zielgruppenspezifische Varian-

te einer Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahe (BvB) der Bundesagentur für

Arbeit (§§ 61 u. 61a SGB III). Das entsprechende Fachkonzept wurde auf die be-

sonderen Unterstützungsbedarfe von intellektuell besonders beeinträchtigten

Menschen abgestimmt. Mit den üblichen Mitteln einer BvB ist das Ziel der Förde-

rung für diese Zielgruppe jedoch nicht erreichbar. Durch den kontinuierlichen IFD-

Einsatz und die Bereitstellung von Berufsschulkapazität mit sonderpädagogi-

schen Inhalten wurde aus einer BvB eine Leistungsträger übergreifende Kom-

plexleistung.

 Die Zielgruppe von KoBV ist weitgehend deckungsgleich mit der Zielgruppe der

BVE. Es ist im Wesentlichen ein Angebot für Absolventen der BVE. In Ausnahme-

fällen ist auch ein Quereinstieg aus dem Berufsbildungsbereich der WfbM oder

einer anderen Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme möglich. Analog des

Dualen Bildungssystems werden die Teilnehmer an drei Tagen in der Woche und

in Schulferienzeiten an 5 Tagen in der Woche in einem Betrieb des allgemeinen

Arbeitsmarktes qualifiziert. Der Bildungsträger sichert eine durchgängige Be-

schäftigung in seinem Bereich für die Zeit, in der keine Beschäftigung in einem

Betrieb auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt möglich ist oder eine spezielle persön-

liche Vorbereitungs- oder Qualifizierungsphase erforderlich ist.

 KoBV setzt die intensive schulische Vorbereitung auf eine Arbeitstätigkeit aus der BVE

voraus und die berufsschulische Bildung kontinuierlich fort. Denn auch während KoBV

findet an zwei Tagen Berufsschulunterricht statt, der für Quereinsteiger auch zur Erfül-

lung einer möglichen Berufsschulpflicht führt. Für die Aufnahme in die Maßnahme ist

deshalb auch die Zustimmung der Schule erforderlich.

 Im KoBV wird die berufliche Vorbereitung auf eine Tätigkeit am allgemeinen Ar-

beitsmarkt intensiviert. Die Anforderungen in den Praktikumsbetrieben werden

systematisch in Richtung Arbeitsverhältnis gesteigert. Die beruflichen Bildungsin-

halte werden den konkreten betrieblichen Anforderungen entsprechend angebo-

ten. Im Idealfall werden Fertigkeiten und Kenntnisse unmittelbar so vermittelt,

dass diese exakt zur betrieblichen Anforderung bzw. persönlichen Entwicklung im

Betrieb passt.
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 Damit dies reibungslos funktioniert, wird mit jedem Teilnehmer wöchentlich die

bisherige Entwicklung besprochen und der aktuelle Bildungs- und Unterstüt-

zungsbedarf ermittelt, geplant und reflektiert. Den Rahmen hierzu bilden die ers-

ten beiden Unterrichtsstunden am ersten von zwei wöchentlichen Berufsschulta-

gen. Hier treffen die Akteure des Unterstützungsteams (Lehrer, Jobcoach und

IFD) zusammen. Neben den Berichten der Teilnehmer/innen berichten auch der

Jobcoach unmittelbar aus dem Praktikumsbetrieb, der IFD und die Schule über

die laufende Entwicklung aus ihrer Sicht.

 Die Mitglieder des Unterstützungsteam haben klar abgrenzbare Aufgaben und

Zuständigkeiten. Sie ergänzen sich jedoch sehr flexibel und sind auch bereit zur

Zielerreichung im jeweils anderen Aufgabengebiet mitzuwirken. Erforderlichen-

falls werden Elterngespräche je nach Themenschwerpunkt in unterschiedlicher

Zusammensetzung geführt und werden Burteilungen modular zusammengetra-

gen, soweit erforderlich in Übereinstimmung gebracht und gemeinsam abgege-

ben.
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2. Netzwerk- und Berufswegekonferenz

Die Netzwerkkonferenzen wurden im Kontext der Aktion 1000 auf Landesebene entwickelt

und zwischenzeitlich gemeinsam mit den Stadt- und Landkreisen flächendeckend eingeführt.

Netzwerkkonferenzen (NWK) bilden den Rahmen, in dem alle regionalen Institutionen und

Akteure des Arbeitsmarktes vertreten sind, die zur Integration der Zielgruppe beitragen kön-

nen. Ziel ist es, in gemeinsamer Verantwortung verbindliche Verfahrens- und Kooperations-

absprachen zu treffen, einzuführen und deren Wirksamkeit zu überwachen. Durch diese

Form der Zusammenarbeit soll ein möglichst verbindliches und reibungsloses Zusammen-

wirken aller am Integrationsprozess Beteiligten erreicht und regional weiterentwickelt wer-

den. Die Netzwerkkonferenzen finden in Abstimmung mit allen Leistungsträgern (Berufsbera-

tung der Arbeitsagentur, staatliches Schulamt, Stadt- oder Landkreis als Träger der Einglie-

derungshilfe sowie dem Integrationsamt) in der Regel einmal im Jahr in jedem Stadt- und

Landkreis statt. In der Netzwerkkonferenz wird unter anderem die Einführung der Berufswe-

gekonferenz verabredet und begleitet.

Die Berufswegekonferenzen (BWK) dienen der Unterstützung des Einzelfalles und werden

von den Schulen für Geistigbehinderte inzwischen als Regelbestandteil der individuellen Be-

rufswegeplanung für die Schülerinnen und Schüler in Kooperation mit den IFD und den Be-

teiligten durchgeführt. Beteiligte der Berufswegekonferenzen sind: der/die Schüler/in und

dessen/deren Vertretungsberechtigte, die Schule, der IFD, die Berufsberatung der Agentur

für Arbeit, das Fallmanagement des Sozialhilfeträgers (in Baden-Württemberg: die Stadt-

und Landkreise), die Werkstatt für behinderte Menschen und erforderlichenfalls sonstige

Bildungsträger, soweit diese zur beruflichen Perspektive des Einzelnen beitragen können.

Die Berufswegekonferenz ist in der Praxis kein feststehendes Gremium, sie bildet vielmehr

einen konzeptionell verbindlichen Rahmen in dem wesentliche Entscheidungen zur Teilhabe

am Arbeitsleben geplant, vorbereitet, begleitet und ausgewertet werden. Zur Beurteilung von

arbeitsmarkt- sowie teilhaberelevanten Fähigkeiten der Schüler/innen wurde die Kompetenz-

analyse nach einheitlichen Kriterien eingeführt. Auf der Basis der mit allen Beteiligten abge-

stimmten Berufswegeplanung erfolgt die unmittelbare Unterstützung des/der Schülers/in pri-

mär durch die Schule, den IFD und den Praktikumsbetrieb. Bei Bedarf werden weitere Ko-

operationspartner in den laufenden Unterstützungsprozess frühzeitig einbezogen.

Die gemeinsame Berufswegeplanung beginnt bereits mit dem Einstieg in die Berufsschulstu-

fe (i.d.R. ab dem 10. Schulbesuchsjahr). Den Auftakt bildet auf Einladung der Schule eine

gemeinsamen Informationsveranstaltung von Schule, Arbeitsagentur (Berufsberatung),

IFD, WfbM und ggf. weiteren Akteuren (Bildungsträger oder regional operierende Rehabilita-

tionseinrichtungen). Ziel dieser Veranstaltung ist es, den Schülern und Eltern einen Überblick

über den bevorstehenden Prozess der beruflichen Bildung und Vorbereitung zur Teilhabe an

Gesellschaft und am Arbeitsleben sowie das Zusammenspiel aller Prozessbeteiligten zu er-

möglichen. Die individuelle Berufswegeplanung beginnt nach der Informationsveranstaltung

mit der Klärung der beruflichen Wünsche und Neigungen sowie verbindliche Absprachen und

Beschlüssen aller Beteiligten zu den ersten Schritten der schulischen und beruflichen Vorbe-

reitung. Die BWK begleitet den Prozess der schulischen Vorbereitung, beruflichen Orientie-
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rung und Erprobung und leitet zum Abschluss der schulischen Phase den Übergang in die

berufliche Phase ein. Die schulische Phase endet mit der Schulentlassung. Die Berufswege-

planung wird auch während der beruflichen Phase fortgeschrieben.

Dies ist insbesondere durch die Verzahnung von BVE und KoBV reibungslos möglich. Das

lokale Unterstützungsteam in das auch die jeweiligen Vertreter/innen der Leistungsträger

eingebunden sein, schreibt die individuelle Berufswegplanung und das Kompetenzinventar

fort. Alle leistungsträgerrelevanten Daten und Informationen werden mit Beginn der berufli-

chen Phase im Teilhabeplan durch den IFD dokumentiert. Je nach individuellem Entwick-

lungsfortschritt werden die Leistungsträger durch den Teilhabeplan frühzeitig zu ggf. erfor-

derlichen Förderleistungen verbindlich informiert. Der Teilhabplan wird fachlich fundiert und

unabhängig durch den IFD in Abstimmung mit den Leistungsträgern geführt und fortge-

schrieben. Er kann deshalb jederzeit von allen beteiligten Leistungsträgern als Entschei-

dungsgrundlage zur Begründung für Leistungen zur Förderung der Teilhabe herangezogen

werden.

Die fachliche Zuständigkeit der BWK endet nicht mit dem Ende der Schulpflicht. Alle

wesentlichen Entscheidungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden in der BWK vor-

bereitet. Insofern ist zum Ende der schulischen und beruflichen Bildung und Vorbe-

reitung auch der Träger der Eingliederungshilfe nach SGB XII in die BWK einzubin-

den. Die BWK arbeitet auch dem Fachausschuss nach § 2 WVO zu. Die Funktion

des Fachausschusses nach § 2 der Werkstättenverordnung wird durch die Arbeit der

Berufswegekonferenz nachhaltig unterstützt. Der IFD ist in Fällen, bei denen er wäh-

rend der Werkstufe betriebliche Praktika begleitet hat, im Fachausschuss beteiligt

bzw. wird in allen Fällen beteiligt, bei denen ein Übergang auf den allgemeinen Ar-

beitsmarkt aus der WfbM angestrebt wird.

3. Zur Kompetenzanalyse und zum Teilhabeplan

Die Kompetenzanalyse (auch schulische Kompetenzinventar genannt) wurde im Rah-

men der Aktion 1000 an der Schnittstelle Schule/Beruf entwickelt um im schulischen

Kontext durch Festlegungen des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport in Abstim-

mung mit den Vereinbarungspartnern im Jahr 2007 verbindlich eingeführt. Seither ist die

Verwendung der Kompetenzanalyse im Rahmen der Berufswegekonferenz für alle Betei-

ligten obligatorisch.

Mit der Kompetenzanalyse werden einerseits teilhabebezogene Fähigkeiten, Kenntnisse,

Erfahrungen und Potentiale abgebildet und anderseits auch ein umfassender schulischer

und beruflicher Entwicklungsrahmen hierzu angeregt und abgebildet. Die Förderung per-

sönlicher Fähigkeiten und Kompetenzen geht dabei weit über die Kulturtechniken hinaus

und entspricht einer konsequenten Abkehr jeglicher Defizitorientierung. Beispiel: Voraus-

setzung zur Teilhabe am beruflichen und gesellschaftlichen Leben ist die Fähigkeit zu

kommunizieren, jedoch nicht fehlerfrei zu sprechen, zu schreiben oder zu lesen. Deshalb
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ist es von großer Bedeutung mit der Kompetenzanalyse auch allgemeinverfügbare kom-

pensatorische Hilfsmittel zu beschreiben. Die Möglichkeiten heutiger Medien (Handy;

Notebook usw.) werden dabei konsequent in die Kompetenzentwicklung einbezogen und

deren Nutzung entsprechend abgebildet. Die individuelle Kompetenzanalyse bildet den

gesamten schulischen und beruflichen Vorbereitungs- und Entwicklungsprozess ab und

dient nicht nur dem Schüler und seinen Angehörigen als wichtige Orientierungshilfe, sie

bildet im Prozess der Berufswegeplanung - insbesondere in der Berufswegekonferenz -

auch die inhaltliche Basis für förderrechtliche Entscheidungen.

Die Kompetenzanalyse umfasst folgende vier Kompetenzbereiche:

 Kommunikative Kompetenzen

 Mathematische Kompetenzen

 Lebensrelevante Kompetenzen

 Berufliche und teilhaberelevante Kompetenzen

Zum Teilhabeplan (Auszug aus den Gemeinsamen Grundlagen vom 16.06.2008)

„Vor allem wenn es darum geht, eine langfristige Beschäftigungsperspektive zu ermöglichen

müssen zum gleichen Zeitpunkt (teilweise auch für die Zukunft) Unterstützungs- und Förder-

leistungen geklärt, miteinander verzahnt und verbindlich fest- und fortgeschrieben werden.

Die notwendigen Leistungen und Verabredungen sollten nach einheitlichen Kriterien für alle

Beteiligten verbindlich dokumentiert werden. Hierzu sollte der Teilhabeplan eingeführt wer-

den. Der Teilhabeplan ist als Leistungsträger übergreifendes Instrument in der Gemeinsa-

men Empfehlung „Teilhabeplan“ näher beschrieben. Demnach soll der Teilhabeplan „eine

einheitliche Praxis zur Festlegung und Durchführung der einzelnen Leistungen des geglie-

derten Systems der Rehabilitation und Teilhabe sicherstellen“. Eine erste Fassung eines

Teilhabeplanes wurde mit der „Aktion Arbeit für schwerbehinderte Menschen“ in Baden-

Württemberg eingeführt. Der Teilhabeplan bündelt die bisherige Entwicklung im Einzelfall

und steuert die weitere Entwicklung leistungsträgerübergreifend. Der Teilhabeplan wird in

der Regel vom IFD in Abstimmung mit den jeweiligen Leistungsträgern geführt. Die

darin getroffenen Festlegungen können ein hohes Maß an Rechts- und Verfahrenssi-

cherheit ermöglichen. Sie sind jedoch für den jeweiligen Leistungsträger erst dann bin-

dend, wenn er aufgrund eigener Feststellungen die entsprechenden Leistungen oder bei

Komplexleistungen Teilleistungen bewilligt hat.

Die Absprachen, die mit der Einführung der Netzwerk- und Berufswegekonferenz getroffen

wurden, kommen hiermit zum Tragen. Dabei werden die notwendigen Maßnahmen zur be-

ruflichen Bildung und Vorbereitung in der Berufswegekonferenz besprochen, geplant, umge-

setzt und überprüft und im Teilhabeplan fest bzw. fortgeschrieben. Zur Leistungsbewertung

und Entwicklung wird auch im Schulbereich die Kompetenzanalyse eingeführt.

In den Fällen, in denen der Eingliederungshilfeträger als Leistungsträger beteiligt ist, wird der

Teilhabeplan Teilelement des Gesamtplans. Kommt eine Aufnahme in den Berufsbildungs-

bereich der WfbM in Frage, dann muss die WfbM den Eingliederungsplan aufstellen und
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fortschreiben. Der Eingliederungsplan der WfbM fließt für potentielle Übergänger in den Teil-

habeplan ein. Er wird in jedem Fall Bestandteil des Gesamtplans.

Sofern die erforderlichen Leistungen auch in Form des Persönlichen Budgets ausgeführt

werden, wird die Zielvereinbarung nach § 4 Budgetverordnung ebenfalls in den Teilhabeplan

aufgenommen“.

4. Aufgaben des IFD in BVE/KoBV

Der IFD sichert die erforderliche personelle Kontinuität für alle Beteiligten – von der

Phase der schulischen Vorbereitung über die Phase der betrieblichen Erprobung und Quali-

fizierung bis zur Vermittlung und Sicherung des anzustrebenden sozialversicherungspflichti-

gen Beschäftigungsverhältnisses. In diesem Zusammenhang steht er insbesondere den be-

hinderten Menschen, deren Angehörige und die Arbeitgeber jederzeit zur Verfügung. Die

personelle Kontinuität ist nach bisherigen Erfahrungen für die vertrauensvolle und belastbare

Zusammenarbeit unerlässlich und für den nachhaltigen Erfolg der bisherigen Vermittlungen

eine zentrale Voraussetzung (s. Ergebnisse der Nachhaltigkeitsuntersuchung). Er kümmert

sich um die Akquisition von individuell geeigneten Möglichkeiten (Praktika) zur betrieblichen

Orientierung, Erprobung und Qualifizierung auf regulären Arbeitsplätzen in Betrieben und

Dienststellen des allgemeinen Arbeitsmarktes und sorgt im Falle positiver Leistungsentwick-

lung für die Anbahnung, Stabilisierung und Sicherung sozialversicherungspflichtiger Arbeits-

verhältnisse.

Der IFD ist Ansprechpartner der Arbeitgeber und der Leistungsträger. Er klärt frühzeitig

die (förder-)rechtlichen Bedingungen sowie die aufbau- und ablauforganisatorischen Rah-

menbedingungen für den betrieblichen Einsatz und die Anbahnung von Beschäftigungsver-

hältnissen. Er informiert diesbezüglich fortlaufend die Auftraggeber und bezieht erforderli-

chen Falls andere Leistungsträger zur Förderung der Beschäftigten mit ein. Der IFD führt

hierzu den in Baden-Württemberg eingeführten individuellen Teilhabeplan. Im Rahmen der

Berufswegeplanung beteiligt der IFD den Bildungsträger für das Jobcoaching in KoBV be-

reits bei der Auswahl geeigneter Teilnehmer (während der schulischen Vorbereitung) und

erstellt gemeinsam mit dem Jobcoach und dem Praktikum gebenden Betrieb das individuelle

betriebliche Anforderungsprofil.

Der IFD führt den Teilhabeplan und trägt die Prozessverantwortung für den gesamten

Unterstützungsprozess.

Auszug aus den Gemeinsamen Grundlagen zur Aufgabenstellung der IFD für Über-

gänger/innen aus Schulen und WfbM

„Zur Zielgruppe des Integrationsfachdienst (IFD) gehören nach dem SGB IX ausdrücklich

schwerbehinderte Schulabgänger, die für die Aufnahme einer Beschäftigung auf den allge-

meinen Arbeitsmarkt auf die Unterstützung des IFD angewiesen sind und schwerbehinderte

Menschen, die nach zielgerichteter Vorbereitung durch die WfbM für behinderte Menschen

(WfbM) am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt teilhaben können. In der gesetz-
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lichen Aufgabenbeschreibung des IFD ist die Unterstützung des Übergangs Schule / allge-

meiner Arbeitsmarkt ebenso enthalten wie die schulischen Einrichtungen und die WfbM aus-

drücklich als Kooperationspartner genannt sind.

Der IFD hat ein Leistungsträger übergreifendes Mandat. Es umfasst den gesamten Un-

terstützungsprozess von der schulischen Vorbereitung über die betriebliche Erprobung bis

zur Anbahnung und Sicherung der Beschäftigung.

Dabei ist der IFD generell auch Ansprechpartner der Arbeitgeber in allen Fragen rund um die

berufliche Teilhabe dieser Zielgruppe. Er berät Vorgesetzte und Kollegen zu den Auswirkun-

gen und zum Umgang mit bestimmten Behinderungen und klärt die erforderlichen Förderleis-

tungen für Arbeitgeber und/oder behinderte Menschen mit den jeweiligen Leistungsträgern

ab.

IFD und Integrationsunternehmen sind für eine annähernd identische Zielgruppe eingerich-

tet. Damit beide optimal zusammenwirken hat der KVJS hierzu verbindliche Regelungen

getroffen. Konkret bedeutet dies: Jedem Integrationsunternehmen ist ein IFD fest zugeord-

net. Die IFD unterstützen die Integrationsunternehmen bei der Personalfindung und –

auswahl sowie in allen Fragen des fähigkeitsentsprechenden Personaleinsatzes. Für die

behinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter leisten die IFD die im Einzelfall erforderliche

psychosoziale Beratung und berufliche Begleitung. Eigene Sozialdienste der Integrationsun-

ternehmen sind damit nicht erforderlich.

Der IFD wird in Fällen, bei denen er während der Werkstufe betriebliche Praktika begleitet

hat im Fachausschuss beteiligt bzw. wird in allen Fällen beteiligt, bei denen ein Übergang auf

den allgemeinen Arbeitsmarkt aus der WfbM angestrebt wird.

Der Integrationsfachdienst handelt für die Zielgruppe der Gemeinsamen Grundlagen

generell im Auftrag des Integrationsamtes des KVJS. Sobald Erprobungsschritte am

allgemeinen Arbeitsmarkt erfolgen sollen, wird der IFD- Berater zum Prozessbeauftragten.

Der IFD sorgt dafür, dass die Anforderungen / Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes

bei der konkreten Berufswegeplanung berücksichtigt werden.

Sobald er im Einzellfall aktiv wird, informiert er das Integrationsamt und den zuständigen

Leistungsträger (in der Regel Arbeitsagentur/Berufsberatung und/oder Eingliederungshilfe-

träger) über die Umsetzung der Berufswegeplanung. Er dokumentiert seine Bemühungen

sowie die Entwicklung und das Ergebnis der betrieblichen Erprobung zeitnah und berichtet

fortlaufend (halbjährlich) oder anlassbezogen an das Integrationsamt und den für die Einzel-

fallförderung zuständigen Leistungsträger. Für das Integrationsamt (und andere Leistungs-

träger) erstellen die IFD zur Feststellung des Förderbedarfes fachdienstliche Stellungnah-

men.

Er berichtet auch jährlich zusammengefasst zu Anzahl, Inhalt, Umfang und Ergebnis der

Unterstützungsmaßnahmen zur Erprobung und beim Übergang in ein Arbeitsverhältnis auf

den allgemeinen Arbeitsmarkt sowie zur Zusammenarbeit mit Schulen und WfbM. Die regio-

nalen Ergebnisse fließen in eine landesweite Vergleichsdarstellung ein“.
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5. Aufgaben des Bildungsträgers und des Jobcoachs

Der beteiligte Bildungsträger für das Jobcoaching stellt hierzu qualifiziertes und be-

rufserfahrenes Personal. Er muss darüber hinaus in der Lage sein für die Zeiten in

denen ein betrieblicher Einsatz nicht, noch nicht oder noch nicht wieder möglich ist,

Wirklichkeit entsprechende Arbeitseinsätze im eigenen Betrieb. Der Bildungsträger

muss hierzu über eine umfassende Zahl an Arbeitserprobungsplätzen mit Aufträgen

aus dem realen Wirtschaftsleben (kein Übungsfirmen) verfügen. Im Idealfall ist er

auch Träger eines oder mehrer Integrationsprojekte bzw. einer WfbM. Darüber hin-

aus muss er in der Lage sein individuelle notwendige Bildungsangebote die nicht

betrieblich oder berufsschulisch organisiert angeboten können, zur Verfügung zu

stellen. Hierbei handelt es sich um beispielsweise Angebote zur Arbeitssicherheit

(Maschinenbedienung, Flurförderfahrzeuge uvam.)

Der Jobcoach arbeitet primär unmittelbar an und mit den Teilnehmenden und dem

unmittelbaren betrieblichen und persönlichen Umfeld. Er dokumentiert seine Unter-

stützungsleistung Einzelfall bezogen und ist für die Erfassung und Dokumentation

der Leistungs- und Fähigkeitsentwicklung während der Maßnahme verantwortlich. Er

plant den individuellen betrieblichen Einsatz, bereitet diesen vor und führt ihn durch –

dies gilt auch für die Einsätze im Betreib des beauftragten Bildungsträgers. Er steht

dem behinderten Menschen ebenso wie den betrieblichen Ansprechpartner stets als

Ansprechpartner zur Verfügung und klärt mit diesen auch seine regelmäßige Prä-

senz am Arbeitsplatz/im Betrieb.

Der Jobcoach ist Mitglied des KoBV- Unterstützungsteams. Er stimmt den Unterstüt-

zungsbedarf im Einzelfall mit den schulischen Ansprechpartnern und dem IFD re-

gelmäßig ab. Gemeinsam mit dem IFD achtet er darauf, dass Betriebe und Dienst-

stellen des allgemeinen Arbeitsmarktes die notwendige Unterstützung im Einzelfall

frühzeitig und umfassen erhalten, so dass keine Maßnahme an der Überforderung

der Arbeitgeber zu scheitern droht. Sollte die Leistungsentwicklung des Einzelnen

trotz intensiver und abgestimmter Bemühungen des Unterstützungsteams (auch un-

ter Einsatz berufsschulischer und sozialpädagogischer Mittel) zu weit hinter den be-

trieblichen Anforderungen zurückbleiben so sorgt er in Kooperation mit dem IFD für

einen Wechsel des betrieblichen Einsatzes.


